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Rechtslage
Die Errichtung von Bauten ist nicht nur für Grundstückeigentümer mit gewissen Risiken verbunden. Bauhandwerker investieren dabei viel Arbeit und Material. Durch die Verarbeitung des Materials mit dem Grundstück geht das Material ins Eigentum des Grundstückeigentümers über. Diese Verarbeitung führt meist zu einem Mehrwert des Grundstücks. Bezahlt nun der Grundeigentümer oder der Generalunternehmer den Bauhandwerker nicht, kann der Bauhandwerker das verarbeitete Material nicht wieder zurückholen, da es nicht mehr in seinem Eigentum steht. 

Das Gesetz gewährt dem Bauhandwerker in diesen Fällen besonderen Schutz: Durch Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts im Grundbuch sichert sich der Bauhandwerker seine werkvertraglichen Forderungen. 

Betrifft das Grundstück ein staatliches Grundstück im Verwaltungsvermögen, so gelten besondere gesetzliche Bestimmungen.  Das Gesetz sieht diesfalls eine Haftung des Gemeinwesens nach den Bestimmungen über die einfache Bürgschaft vor. Vorliegende Mustervorlage eignet sich nicht für ein Grundstück im Verwaltungsvermögen.
Damit ein Bauhandwerkerpfandrecht eingetragen werden kann, müssen - nebst formellen Kriterien - folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

1. 
Eigenschaft als Bauhandwerker oder Bauunternehmer


Entscheidend für die Eigenschaft als Bauhandwerker ist die Charakterisierung der Leistungen als Bauarbeiten und nicht die berufliche Qualifikation des Unternehmers. Der Unternehmer muss zu Bauten oder andern Werken auf einem Grundstück Material und Arbeit oder Arbeit allein geliefert haben. Zudem ist nur ein in selbständiger Stellung tätiger Unternehmer oder ein Unternehmen als juristische Person zur Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts berechtigt. Grundsätzlich sind sowohl Generalunternehmer als auch Subunternehmer zur Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts legitimiert. Der Subunternehmer kann die Eintragung des Bauhandwerkerpfandrechts selbst dann verlangen, wenn der Unternehmer, der zugleich Besteller des Subunternehmers ist, vom Grundeigentümer bereits bezahlt wurde. Für den Grundeigentümer besteht somit die Gefahr der Doppelbezahlung  für den Fall, dass sein Grundstück mit Bauhandwerkerpfändern von Subunternehmern belastet wird, obwohl er seinen unmittelbaren Vertragspartner, z. B. einen Generalunternehmer, vollständig befriedigt hat. Es empfiehlt sich für den Grundeigentümer, sich vor einer Doppelbezahlung zu schützen, beispielsweise in dem er die Zahlungen direkt an den Subunternehmer leistet oder eine Bank oder einen Treuhänder beauftragt.

2. 
Lieferung von Arbeit oder Material und Arbeit


Ein Bauhandwerkerpfandrecht kann nur geltend machen, wer zu Bauten oder andern Werken, zu Abbrucharbeiten, zum Gerüstbau, zur Baugrubensicherung oder dergleichen auf einem Grundstück Material und Arbeit oder Arbeit allein geliefert hat. 

3. 
Schuldner der werkvertraglichen Forderung
Schuldner der werkvertraglichen Forderung kann der Grundeigentümer, ein Handwerker oder Unternehmer, ein Mieter, ein Pächter oder eine andere am Grundstück berechtigte Person, sein. Ist ein Mieter, ein Pächter oder eine andere am Grundstück berechtigte Person Schuldner der werkvertraglichen Forderung, so besteht der Anspruch nur, wenn der Grundeigentümer seine Zustimmung zur Ausführung der Arbeiten erteilt hat. 
4. 
Einhaltung der Viermonatsfrist


Zentrale Voraussetzung für die Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts ist die Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Viermonatsfrist. Die Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts hat bis spätestens vier Monate nach der Vollendung der Arbeit zu erfolgen. Ansonsten ist der Anspruch verwirkt. 

Beispiel: Ist die Arbeit am 22. Juli vollendet worden, ist der 22. November der letzte Tag der Frist (22. Juli + 4 Monate). Wird bis zum letzten Tag der Frist kein Bauhandwerkerpfandrecht im Grundbuch eingetragen oder provisorisch bzw. superprovisorisch vorgemerkt, ist die Frist nicht gewahrt. 


Es ist unbedingt nötig, dass das Grundbuchamt spätestens am letzten Tag der Frist im Besitze der Anordnung des Richters ist und das Grundpfand noch vor Ablauf der Frist im Grundbuch einträgt. Durch blosses Absenden des Begehrens an den Richter am letzten Tag der Frist ist diese nicht gewahrt; ebenso wenig ist die Frist gewahrt, wenn der zuständige Richter die Errichtung eines Bauhandwerkerpfandrechts innert Frist zwar bewilligt, diese aber nicht innert Frist im Grundbuch eingetragen wird. 


Die Einhaltung der Viermonatsfrist bzw. der Zeitpunkt, an welchem die Arbeiten vollendet wurden, führt häufig zu Streitigkeiten. Beim Entscheid, ob eine kleine Leistung, welche wenig Material und Arbeit erfordert hat, den Rechtsbegriff der Arbeitsvollendung erfüllt, sind schlussendlich die tatsächlichen Umstände des Einzelfalls massgebend. So gehören beispielsweise Verbesserungsarbeiten oder ganz nebensächliche Arbeiten (z. B. das nachträgliche Einsetzen eines ausziehbaren Faches für Pfannen und Flaschen in einer Einbauküche) nicht mehr dazu. Liegen verschiedene Werkverträge vor, beginnt die Viermonatsfrist grundsätzlich für jeden Werkvertrag einzeln zu laufen. Davon ist der Fall zu unterscheiden, in welchem ein einziger Werkvertrag vorliegt, jedoch im erweiterten Rahmen des Vertrages noch zusätzliche Arbeiten verrichtet werden. Bilden die zusätzlichen Leistungen eine Einheit mit den ursprünglich vereinbarten Bauarbeiten, beginnt auch die Viermonatsfrist einheitlich zu laufen. Bei diesen so genannten Bestellungsänderungen handelt es sich um einen einzigen einheitlichen Werkvertrag und es gibt nur einen einzigen gemeinsamen Fristbeginn. Werden Bauarbeiten auf verschiedenen Grundstücken ausgeführt, läuft die Viermonatsfrist separat ab der Vollendung der Arbeiten auf jedem einzelnen Grundstück. Bei Gesamtüberbauungen beginnt die Eintragungsfrist für jedes Grundstück bzw. für jedes Gebäude mit der Vollendung der dafür geleisteten Arbeit - ungeachtet einer erst nach Vertragsschluss vorgenommenen Parzellierung - gesondert zu laufen.  

5. 
Fehlen einer anderweitigen Sicherheit


Der Anspruch auf Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts besteht nur, wenn der Grundeigentümer nicht bereits anderweitig Sicherheit für die geltend gemachten Forderungen geleistet hat. 

Vorgehen 
Damit das Bauhandwerkerpfandrecht seine Wirkungen entfalten kann, muss es ins Grundbuch eingetragen werden. Dies darf nur erfolgen, wenn die Forderung vom Eigentümer anerkannt oder gerichtlich festgestellt worden ist. 

Sind sich also Grundeigentümer und Bauhandwerker einig und sind die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, kann das Bauhandwerkerpfandrecht unmittelbar und definitiv beim Grundbuchamt angemeldet und eingetragen werden. Dies ist aber der Ausnahmefall.

Besteht Uneinigkeit, kann der Bauhandwerker seinen Anspruch zunächst nur vorläufig eintragen lassen. Dazu hat er primär ein Begehren beim Gericht am Ort der gelegenen Sache zu stellen. Die vorläufige Eintragung des Bauhandwerkerpfandrechts geschieht in einem schnellen Verfahren. In diesem Verfahrensstadium genügt es, wenn der Bauhandwerker seine Berechtigung glaubhaft macht, voller Beweis ist nicht erforderlich. Muss der Bauhandwerker unverzüglich handeln, beispielsweise weil er ansonsten die Viermonatsfrist nicht einhalten kann, kann er das Gericht zudem um eine superprovisorische Verfügung ersuchen. Das Bauhandwerkerpfandrecht wird dabei zunächst superprovisorisch im Grundbuch eingetragen. Erweist sich die Berechtigung als glaubhaft, wird das Bauhandwerkerpfandrecht provisorisch im Grundbuch eingetragen.

Ist ein Bauhandwerkerpfandrecht provisorisch eingetragen und sind Bestand und Höhe der Werklohnforderung weiterhin strittig, setzt das Gericht eine Frist zur Klageanhebung. Kann der Bauhandwerker im Prozess Bestand und Höhe der Forderung beweisen, wird das Bauhandwerkerpfandrecht definitiv ins Grundbuch eingetragen. 

Ein definitiv ins Grundbuch eingetragenes Bauhandwerkerpfandrecht ist ein Grundpfandrecht. Der Bauhandwerker kann beim Betreibungsamt am Ort der gelegenen Sache ein Betreibungsbegehren stellen und eine Betreibung auf Pfandverwertung einleiten. Die Pfandverwertung kann frühestens sechs Monate nach Zustellung des Zahlungsbefehls verlangt werden. Errichten mehrere Bauhandwerker Bauhandwerkerpfandrechte auf dem gleichen Grundstück, werden sie so behandelt, als ob sie denselben Rang bei der Verteilung des Erlöses hätten. Alle erhalten von ihren Forderungen denselben Anteil in Prozenten. Zudem werden die Bauhandwerker in ihren Interessen geschützt. Kommen die Forderungen der Handwerker und Unternehmer bei der Pfandverwertung zu Verlust, so ist der Ausfall aus dem den Wert des Bodens übersteigenden Verwertungsanteil der vorgehenden Pfandgläubiger zu ersetzen, sofern das Grundstück durch ihre Pfandrechte in einer für sie erkennbaren Weise zum Nachteil der Handwerker und Unternehmer belastet worden ist (Art. 841 Abs. 1 ZGB). Die Bauhandwerker können diesfalls gegen die vorgehenden Pfandgläubiger Klage einreichen und den von ihnen geschaffenen Mehrwert der Baute einverlangen. 

Franz Muster

Mustergasse

6088 Musterstadt
Einschreiben
Bezirksgericht Musterstadt

Bezirksgerichtspräsident 

Musterstadt

Mustermannstrasse 22

6088 Musterstadt

[Hinweis: Primär ist das Gericht am Ort der gelegenen Sache zuständig. Je nach Kanton variiert die Bezeichnung des in der Sache zuständigen Richters.]

Musterstadt,_____ [Datum eingeben]

Gesuch
in Sachen

______________________________________________________

 (Vorname + Name oder Firmenbezeichnung gemäss 

Handelsregisterauszug, Adresse, Postleitzahl, Ort)
Gesuchsteller
[Falls es eine Gesuchstellerin betrifft, ist dies im ganzen Begehren entsprechend anzupassen]
gegen

______________________________________________________

 (Vorname + Name, allenfalls Firmenbezeichnung, 
Adresse, Postleitzahl, Ort)
Gesuchsgegner

[Falls es eine Gesuchsgegnerin betrifft, ist dies im ganzen Begehren entsprechend anzupassen]
um vorläufige Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts

Sehr geehrte Damen und Herren 

1. 
Der Gesuchsgegner ist Eigentümer des/r Grundstücks/e:

a)
Parzelle Nr. _______


Grundbuch ___________


Plan-Nr. __________


Ort __________________

b)
Parzelle Nr. _______


Grundbuch ___________


Plan-Nr. __________


Ort __________________
Beweis: 
Grundbuchauszug (Beilage 1)

2. Mit Werkvertrag vom _______________ (Datum) vergab der Gesuchsgegner folgende Arbeiten für die unter Ziff. 1 erwähnte(n) Liegenschaft/-en an den Gesuchsteller:

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
Gestützt auf diesen Werkvertrag besitzt der Gesuchsteller für die wertvermehrenden Arbeiten folgende Werklohnforderungen:

a)
Parzelle Nr. _______


Grundbuch _________


Rechnung vom ______________
CHF 
____________

Rechnung vom ______________
CHF 
____________

Rechnung vom ______________
CHF 
____________


TOTAL Werklohnforderung

CHF
____________


Bezahlt am ______________

CHF
____________


Offenes Guthaben Gesuchsteller
CHF
____________


zuzüglich Verzugszinsen zu _____ % ab __________________

b)
Parzelle Nr. ________


Grundbuch __________


Rechnung vom ______________
CHF 
_____________

Rechnung vom ______________
CHF 
_____________

Rechnung vom ______________
CHF 
_____________


TOTAL Werklohnforderung

CHF
_____________


Bezahlt am ______________

CHF
_____________


Offenes Guthaben Gesuchsteller
CHF
_____________


zuzüglich Verzugszinsen zu _____ % ab ___________________

Beweis: 
Rechnung vom
________________ (Beilagen _______ - ______)


Rechnung vom 
________________


Rechnung vom 
________________

3. Der Gesuchsteller hat die Arbeiten auf dem Grundstück ________________ am _________ beendet. Zur Wahrung der Eintragungsfrist ersucht der Gesuchsteller um sofortigen Erlass einer superprovisorischen Verfügung zuhanden des Grundbuchamtes ____________(Ort angeben).
Beweis: 
Tagesrapport vom ___________(Beilage____________)

Gestützt auf obige Ausführungen stellt der Gesuchsteller folgende Anträge:
1. Das Grundbuchamt _______________ (Ort angeben) sei richterlich anzuweisen, auf dem Grundstück GB-Nr. ___________ ein Bauhandwerkerpfandrecht für folgende Pfandsumme zu Gunsten des Gesuchstellers vorläufig vorzumerken:

a) 
Parzelle Nr. ______


Grundbuch _____________________


Plan-Nr. _________


Ortsbezeichnung ________________


Pfandsumme: CHF _____________________


Nebst
______ Zins seit _________________

b) 
Parzelle Nr. ______


Grundbuch ______________________

Plan-Nr. _________


Ortsbezeichnung _________________


Pfandsumme: CHF ______________________


Nebst ______ Zins seit ___________________

2. In einer superprovisorischen Verfügung sei das Grundbuchamt ___________ (Ort angeben) sofort anzuweisen, das in Ziff. 1 beantragte Bauhandwerkerpfandrecht sofort vorläufig im Grundbuch vorzumerken. 

3. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zu Lasten des Gesuchsgegners.

Freundliche Grüsse

Franz Muster

Im Doppel

Beilagenverzeichnis:

1. Grundbuchauszug

2. Werkvertrag vom: 
_____________
3. Rechnung vom: 
_____________

4. Rechnung vom: 
_____________
5. Rechnung vom: 
_____________
6. Tagesrapport vom: 
_____________

7. Tagesrapport vom: 
_____________
8. Tagesrapport vom: 
_____________

